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Digitale Technik unterstützt 
uns in so vielen Lebens-
bereichen. Vom Rezept für 

eine besondere Mahlzeit bis zur 
kürzesten Route an eine bestimmte 
Adresse – alles findet man leicht im 
Netz. Verglichen damit sind wir als 
Teilnehmer von politischen Wah-
len eher im Blindflug unterwegs. 
Weder haben wir eine politische 
Landkarte, die uns aufzeigt, wo die 
Kandidaten stehen, noch gibt es 
einen Routenplaner, der uns sagt, 
welche Kandidaten uns politisch 
ganz nahe sind. Das ändert sich 
nun endlich auf die Landtagswah-
len vom 5. Februar 2017 hin.

Auf wahlhilfe.li werden die Wähler 
nach der Beantwortung von ein 
paar Sachfragen diejenigen Land-
tagskandidaten finden, die in die-
sen Sachfragen am besten zu ih-
nen passen. Eine kurze politische 
Distanz bedeutet, dass man die 
Sachfragen ganz ähnlich beant-
wortet hat. Dies ist eine wichtige 
Ergänzung zu der herkömmlichen 

Berichterstattung in den Medien 
und durch die Parteien. Denn nicht 
Fotos, Beruf und Hobbies, sondern 

politische Inhalte prägen das Profil 
der Kandidaten auf wahlhilfe.li.
 
Im Auftrag des Vereins wahlhilfe.li 
hat das Liechtenstein-Institut eine 
umfassende Reihe von Ja/Nein-
Fragen und Budgetfragen zusam-
mengestellt. Die Ja/Nein-Fragen 
beziehen sich auf aktuelle politi-
sche Themen in Liechtenstein, wie 

zum Beispiel Renteneintrittsalter, 
Rheinaufweitung, Flüchtlingswe-
sen, Mindestertragssteuer, S-
Bahn, Vertretungen im Ausland, 
Weissgeld-Strategie etc. Die Bud-
getfragen zeigen die Prioritäten im 
Staatshaushalt auf: Wofür sollte 
mehr Geld ausgegeben werden 
und wofür weniger? Das Liechten-
stein-Institut liefert zu jeder Frage 
eine inhaltliche Erklärung mit den 
wichtigsten Fakten.

Alle Landtagskandidaten können 
diese gut 40 Fragen für sich beant-
worten und erhalten damit eine Po-
sition auf der politischen Landkarte 
Liechtensteins. Ehrliche und unab-

hängige Antworten sind dabei die 
beste Strategie. Erstens legt man 
sich nicht auf eine Position fest, zu 
der man gar nicht stehen möchte. 
Zweitens entsteht so eine natürliche 
Vielfalt der Positionen innerhalb ei-
ner Partei, die dadurch viele Wähler 
ansprechen kann. Die Wähler be-
antworten dieselben Fragen, aber 
nicht unbedingt alle davon. Je mehr 
Fragen ein Wähler beantwortet, 
desto präziser wird die Wahlhilfe. 

Das Online-Tool wahlhilfe.li basiert 
auf der Technik des Schweizer 
Pendants Smartvote, welches seit 
2003 erfolgreich eine solche Wahl-
hilfe anbietet. Auch in Österreich 
und Deutschland sind ähnliche On-
line-Wahlhilfen seit vielen Jahren 
nicht mehr wegzudenken. Sie alle 
bieten den Wählern eine wichtige 
Orientierungshilfe, da die Kandida-
ten sachlich und neutral miteinan-
der verglichen werden. Den Kan-
didaten bieten sie die Möglichkeit, 
ihre Haltung und ihre Einstellung 
zu verschiedenen Sachfragen zum 
Ausdruck zu bringen und so durch 
Inhalte zu punkten. Ein solches In-
strument steht nun endlich auch für 
Liechtenstein zur Verfügung. 

Endlich digitale Wahlhilfe! 
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Die Finanzmarktaufsicht 
Liechtenstein (FMA) kos-
tet pro Jahr rund 20 Mio. 

Franken. Über 70 Prozent dieser 
Summe – 14 Mio. Franken – ver-
schlangen im Jahr 2015 alleine die 
Personalkosten der rund 80 Mitar-
beiter (22% aus Liechtenstein und 
78% aus der Schweiz, Österreich 
und Deutschland). Das zeigt, dass 
die FMA in ihren Gehalts- und Pen-
sionsreglementierungen weit über 
dem Durchschnitt der Landesver-
waltung liegt. Näheres darüber 
können Sie u. a. dem jüngsten 
Magazin «Hoi DU» auf der Seite 4 
entnehmen.

Im November-Landtag stand der 
Staatsbeitrag an die FMA für die 
Jahre 2017 – 2019 zu Debatte. Der 
Antrag der Regierung lautete: 15 
Mio. Staatsbeitrag. Dies, obwohl 
die FMA derzeit auf dem Höchst-
stand der erlaubten Reserven von 
fast 10 Mio. Franken angelangt ist 
und den zugesprochenen Staats-

beitrag in den vergangenen zwei 
Geschäftsjahren gar nicht aus-
schöpfte. Im Jahre 2014 bean-

spruchte die FMA CHF 2.5 Mio. 
und 2014 CHF 1.8 Mio. des ge-
setzlich mit jährlich 5 Mio. Franken 
dotierten Staatsbeitrags-Topfs. 

Es ist somit in keiner Weise be-
gründ- und nachvollziehbar, wieso 
der Landtag, der die Finanzhoheit 
innehat, der FMA in den nächsten 

drei Jahren trotzdem einen vol-
len Finanztopf von CHF 15 Mio. 
Staatsbeitrag zusichert hat und da-
mit buchstäblich nachschmeisst. 
Schliesslich handelt es sich dabei 
um Steuergelder! Jeder Haushalt 
– jede Familie – steuert somit 300 
Franken pro Jahr an die FMA bei, 
um den Staatsbeitrag von CHF 5 
Mio. zu finanzieren. 

Dabei mussten die Bürger durch 
die Sparmassnahmenpakete und 
Reformen der Regierung und Land-
tag beim KVG, bei der AHV, bei der 
staatlichen Personalvorsorge und in 
vielen anderen Bereichen des täg-
lichen Lebens teils harte finanzielle 

Einbussen hinnehmen. Dies haben 
Regierung und Landtag den Bürge-
rinnen und Bürgern zugemutet. 

Mit dem satten Reservepolster von 
CHF 9.5 Franken wäre es der FMA 
sogar möglich, die Gebühren und 
Aufsichtsabgaben zu senken und 
somit für die Finanzintermediäre 
attraktivere Wettbewerbsbedin-
gungen zu schaffen und den Fi-
nanzplatz Liechtenstein zu stärken.
Die Regierung als Oberaufsicht und 
der Landtag, dem die Finanzhoheit 
obliegt, dulden es jedoch weiterhin, 
dass sich die FMA in einer anderen 
Liga bewegen darf. Meinem Antrag, 
den Staatsbeitrag an die FMA  auf 
jährlich 2 Mio. zu senken und da-
mit die Steuerzahler in den kom-
menden drei Jahren um 9 Mio. zu 
entlasten, stimmten dennoch nur 
folgende 7 Abgeordnete zu: 

DU: Harry Quaderer, Herbert El-
kuch, Erich Hasler, Pio Schurti
FBP: Wendelin Lampert, Johannes 
Kaiser
VU: Frank Konrad
FL: Antrag auf 1 Mio. Reduktion 
des FMA-Staatsbeitrags ebenfalls 
verworfen (10 Stimmen)

Finanzielle Einbussen für das Volk – 
prallvoller Finanztopf für die FMA
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